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Gemeinde March Landkreis Breisgau-Hochschwarzwald 

 
 

SATZUNG 

 

der Gemeinde March über 
 

die 2. Änderung des Bebauungsplans „Am Bahnhof“ 
 
 
Der Gemeinderat der Gemeinde March hat am 04.07.2016 die 2. Änderung des Bebauungs-
plans „Am Bahnhof“ unter Zugrundelegung der nachstehenden Rechtsvorschriften als Satzung 
beschlossen: 
 

 Baugesetzbuch in der Fassung der Bekanntmachung vom 23.09.2004 (BGBl. I S. 
2414), zuletzt geändert durch Artikel 6 des Gesetzes vom 20.10.2015 (BGBl. I S. 
1722)  

 Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
23.01.1990 (BGBl. I S. 132) zuletzt geändert durch Art. 2 des Gesetzes vom 
11.06.2013 (BGBl. I S. 1548) 

 Planzeichenverordnung (PlanzV 90) vom 18.12.1990 (BGBl. I S. 58), zuletzt geän-
dert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 22.07.2011 (BGBl. I S. 1509) 

 Landesbauordnung für Baden-Württemberg (LBO) vom 05.03.2010 (GBl. S. 357, 
ber. 416), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 11.11.2014 (GBl. S. 
501)  

 § 4 der Gemeindeordnung für Baden-Württemberg (GemO) in der Fassung vom 
24.07.2000 (GBI. S. 581), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 
17.12.2015 (GBl. 2016 S. 1) 

 
 
 
 
 

§ 1 
 

Gegenstand der Änderung 
 

Gegenstand der 2. Änderung ist der Bebauungsplan „Am Bahnhof“ in der Fassung der 1. Ände-
rung mit Rechtskraft vom 26.07.2002.  

 
 

§ 2 
 

Inhalte der Änderung 
 
Nach Maßgabe der Begründung vom 04.07.2016 werden die textlichen planungsrechtlichen 
Festsetzungen für den Bebauungsplan wie folgt ergänzt: 

 

Ziffer 1.1.2 (Eingeschränktes Gewerbegebiet) wird ergänzt: 

f) Im eingeschränkten Gewerbegebiet ist Einzelhandel nicht zulässig. Ausnahmsweise 
können in den eingeschränkten Gewerbegebieten Verkaufsflächen für den Verkauf 
von Waren an Endverbraucher zugelassen werden, wenn sie auf dem Grundstück 



mit einem Produktions- oder Handwerksbetrieb verbunden sind, um ausschließlich 
dort hergestellte oder weiter zu verarbeitende oder weiter verarbeitete Produkte zu 
veräußern und die Verkaufsfläche der sonstigen Betriebsfläche deutlich untergeord-
net ist (sog. Handwerkerprivileg). Von einer deutlich untergeordneten Verkaufsflä-
che kann ausgegangen werden, wenn die Verkaufsfläche nicht mehr als 5 % der 
Geschossfläche und gleichzeitig maximal 100 m² beträgt. 

  

Ziffer 1.1.3 (Gewerbegebiet) wird ergänzt: 

d) Im Gewerbegebiet ist Einzelhandel nicht zulässig. Ausnahmsweise können im Ge-
werbegebiet Verkaufsflächen für den Verkauf von Waren an Endverbraucher zuge-
lassen werden, wenn sie auf dem Grundstück mit einem Produktions- oder Hand-
werksbetrieb verbunden sind, um ausschließlich dort hergestellte oder weiter zu 
verarbeitende oder weiter verarbeitete Produkte zu veräußern und die Verkaufsflä-
che der sonstigen Betriebsfläche deutlich untergeordnet ist (sog. Handwerkerprivi-
leg). Von einer deutlich untergeordneten Verkaufsfläche kann ausgegangen werden, 
wenn die Verkaufsfläche nicht mehr als 5 % der Geschossfläche und gleichzeitig 
maximal 100 m² beträgt. 

 

Ziffer 3.0 (Hinweise) wird ergänzt durch: 

3.4.3 Auf der Grundlage der im Landkreis Breisgau-Hochschwarzwald durchgeführten 
"Historischen Erhebung" altlastverdächtiger Flächen wurden im Bereich der Planung 
weitere Verdachtsflächen festgestellt: 

 Flächenname: AS/ Kfz-Werkstatt, Bahn-
hofstr. 14 

 Flächenname: AS/ Fina GmbH / Tanklager 

 Die Altstandorte wurden mit "B" (Belassen zur 
Wiedervorlage) bewertet. Dies bedeutet im All-
gemeinen, dass bei baulichen Maßnahmen im 
Untergrund die Klärung der Altlastenfrage an-
gezeigt ist. Die Einstufung in "Belassen zur 
Wiedervorlage" ist demnach nicht gleichbedeu-
tend mit der Feststellung der Schadstofffreiheit. 

 Auf den Flächen können dennoch Altlasten, z.B. Bodenverunreinigungen, vorhan-
den sein. Es muss mit Untergrundverunreinigungen gerechnet werden. Um eine 
Verzögerung im Bauablauf jedoch zu verhindern, wird empfohlen, die evtl. anste-
henden Aushubarbeiten fachgutachterlich zu begleiten. Die Ergebnisse sind in Be-
richtsform dem Landratsamt vorzulegen. 

 

3.9 Hinweis zum Störfallbetrieb 

 Innerhalb des Plangebiets betreibt die Fa. Union OEL GmbH ein Tanklager für 
Heizöl. Des Weiteren werden auch diverse Schmierstoffe für verschiedene Anwen-
dungen gelagert, ggf. gemischt und vertrieben. Aufgrund der Lagermengen an Gas-
ölen (Dieselkraftstoff und Heizöl) unterliegt das Tanklager den Grundpflichten der 
12. BlmSchV (Störfall-Verordnung).  

 Bei raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen sind gemäß § 50 BlmSchG die 
für eine bestimmte Nutzung vorgesehenen Flächen so zuzuordnen, dass schädliche 
Umwelteinwirkungen und von schweren Unfällen hervorgerufene Auswirkungen von 
Betrieben, die der Störfall-Verordnung unterliegen, auf die ausschließlich oder 



überwiegend dem Wohnen dienenden Gebiete sowie auf sonstige schutzbedürftige, 
öffentlich genutzte Gebiete und Gebäude so weit wie möglich vermieden werden. 
Seitens des Regierungspräsidiums Freiburg/Ref. 54.1 wurde deshalb ein Konsulta-
tionsradius von 200 m bei raumplanerischen Maßnahmen um den Betriebsbereich 
der Fa. Union OEL festgelegt (Schreiben des Regierungspräsidiums Freiburg vom 
22.04.2016 an die Gemeinde March; AZ.: 54.1-8823.12/BHS-006/02). Für die Pro-
dukte, die von der Fa. Union OEL gelagert werden, sind im KAS18 Leitfaden Emp-
fehlungen für Abstände zwischen Betriebsbereichen nach der Störfall-Verordnung 
und schutzbedürftigen Gebieten im Rahmen der Bauleitplanung - Umsetzung § 50 
BlmSchG (2. Überarbeitete Fassung vom November 2010) keine stoffbezogenen 
Abstandsempfehlungen vorgeschlagen. Daher kann seitens des Regie-
rungspräsidiums Freiburg, für Bauvorhaben im Konsultationsbereich, nur dann zu-
gestimmt werden, sofern im Vorfeld vom Bauträger ein Gutachten eines bekannt 
gegebenen Sachverständigen nach § 29a BlmSchG in Auftrag gegeben wurde, aus 
dem hervorgeht, dass zwischen dem Betriebsbereich der Union OEL und dem ge-
planten Bauvorhaben als zu schützendes Objekt, ein angemessener Sicherheitsab-
stand besteht, bzw. welche Vorkehrungen notwendig wären um dem Gebot der Ge-
fahrenabwehr zu genügen.  

 Die Formulierung der Aufgabenstellung an einen Gutachter ist mit dem Regierungs-
präsidium Freiburg abzustimmen, damit vergleichbare Szenarien untersucht wer-
den, wie dies im Leitfaden KAS-18 „Empfehlungen für Abstände zwischen Betriebs-
bereichen nach der Störfall-Verordnung und schutzbedürftigen Gebieten im Rahmen 
der Bauleitplanung - Umsetzung § 50 BlmSchG" der Kommission für Anlagensi-
cherheit beschrieben ist. 

 

 

Die nicht von der Änderung betroffenen planungsrechtlichen Festsetzungen, die örtlichen Bau-
vorschriften sowie die Planzeichnung des Bebauungsplans vom 26.07.2002 gelten unverändert. 

 
§ 3 

 
Bestandteile der Änderung 

 

Die 2. Bebauungsplanänderung besteht aus den ergänzten planungsrechtlichen Festsetzungen 
vom 04.07.2016. Beigefügt ist die Begründung vom 04.07.2016. 

 
 

§ 4 
 

Ordnungswidrigkeiten 

Ordnungswidrig im Sinne von § 75 LBO handelt, wer aufgrund von den in § 74 LBO ergange-
nen örtlichen Bauvorschriften dieser Satzung zuwiderhandelt. Die Ordnungswidrigkeit kann ge-
mäß § 75 LBO mit einer Geldbuße geahndet werden. 

 
§ 5 

 
Inkrafttreten 

 
Die 2. Änderung des Bebauungsplans „Am Bahnhof“ der Gemeinde March tritt mit ihrer ortsüb-
lichen Bekanntmachung nach § 10 (3) BauGB in Kraft. 
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1 PLANUNGSANLASS UND ZIEL 

Der Bebauungsplan „Am Bahnhof“ wurde mit der ortsüblichen Bekanntmachung 
am 23.09.1996 rechtskräftig. In einem ersten Änderungsverfahren wurden der 
zeichnerische Teil, der Flächennachweis und der Übersichtsplan durch eine Neu-
fassung ersetzt. Auch der textliche Teil (planungsrechtliche Festsetzungen und 
örtliche Bauvorschriften) wurde ergänzt und durch eine Neufassung ersetzt. Diese 
Änderung wurde 26.07.2002 durch Bekanntmachung rechtskräftig. Im nun vorlie-
genden 2. Änderungsverfahren soll für den gesamten Geltungsbereich die Zuläs-
sigkeit von Einzelhandel neu geregelt werden. Anlass hierfür ist ein Investor, der 
mit der Planung an die Gemeinde March herangetreten ist, im Geltungsbereich 
des Bebauungsplans Am Bahnhof einen kleinflächigen Lebensmittelmarkt zu rea-
lisieren. Planungsrechtlich wäre im Gewerbegebiet eine entsprechende Entwick-
lung möglich. 

Die Gemeinde March hat im Jahre 2015 in Zusammenarbeit mit der IHK Südlicher 
Oberrhein eine Standortampel Einzelhandel für die Gemeinde March erarbeitet, in 
der die Einzelhandelssituation innerhalb der Gemeinde differenziert bewertet und 
Ziele für die Zukunft definiert wurden (siehe hierzu Kapitel 5). Eine Neuansiedlung 
eines Lebensmittelmarktes im Bereich des Bebauungsplans „Am Bahnhof“ würde 
den definierten Zielen nicht entsprechen, so dass die Gemeinde beschlossen hat, 
die planungsrechtlichen Festsetzungen im bestehenden Bebauungsplan anzupas-
sen. 

Um die Planungen zu unterstützen und einer entsprechenden Entwicklung bis zur 
Rechtskraft der nun vorliegenden 2. Bebauungsplanänderung entgegenzuwirken, 
hat der Gemeinderat der Gemeinde March am 18.01.2016 eine Veränderungs-
sperre für den Geltungsbereich des Bebauungsplans „Am Bahnhof“ erlassen. Im 
Geltungsbereich der Veränderungssperre dürfen nun Vorhaben im Sinne des 
§ 29 BauGB nicht durchgeführt oder bauliche Anlagen nicht beseitigt werden. 
Darüber hinaus dürfen keine erheblichen oder wesentlich wertsteigernden Verän-
derungen von Grundstücken und baulichen Anlagen, deren Veränderung nicht 
genehmigungs-, zustimmungs- oder anzeigenpflichtig ist, vorgenommen werden. 

Die Veränderungssperre gilt nun für 2 Jahre. In dieser Zeit ist die Gemeinde 
March gehalten, den Bebauungsplan entsprechend den Rahmenbedingungen zu 
ändern. Um dies zu erreichen, wurde anschließend, ebenfalls in der Gemeinde-
ratssitzung am 18.01.2016 der Aufstellungsbeschluss für die nun vorliegende 2. 
Änderung des Bebauungsplans „Am Bahnhof“ beschlossen. 

Aufgrund des konkreten Planungsanlasses im Geltungsbereich des Bebauungs-
plans „Am Bahnhof“ soll die Änderung des Bebauungsplans zeitnah zur Rechts-
kraft gebracht werden. Für die verbleibenden Bebauungspläne der Gemeinde, in 
denen ebenfalls Gewerbegebiete festgesetzt werden, wird die Gemeinde zeitnah 
prüfen, ob auch hier zugunsten der Umsetzung der Empfehlungen aus der Stand-
ortampel Einzelhandel entsprechende Änderungen notwendig sind. 

2 ABGRENZUNG, LAGE UND GRÖSSE DES ÄNDERUNGSBEREICHS 

Das Plangebiet liegt im bebauten Innenbereich von March, entlang der Bahntrasse 
und bildet zusammen mit der Bebauung auf der gegenüberliegenden Bahnseite 
eines der großen Gewerbegebiete der Gemeinde. Das Plangebiet liegt im We-
sentlichen zwischen der Bahnlinie und der Straße Am Bahnhof, die im Zuge der 
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Aufstellung des Bebauungsplans sowie der daran anschließenden 1. Änderung 
geplant und anschließend realisiert wurde. Im Nordwesten reicht das Plangebiet 
bis zur Straße Neumatten, im Südosten bis zum Herrenmühlebach, der jedoch 
nicht mehr in das Plangebiet integriert ist. 

Das Plangebiet liegt im Ortsteil Hugstetten und umfasst die Flurstücke 1426, 3/20, 
1426/1, 885/3, 1383, 1384, 1380, 885/13, 1379, 885/14, 885/10, 885/5, 3/24, 3/21, 
885/6, 885/4, 885/11, 885/12 ganz und die Flurstücke 3/17, 1386, 3/12, 1485, 
885/8 885 teilweise in einer zweckdienlichen Abgrenzung. Für den räumlichen 
Geltungsbereich der Bebauungsplanänderung ist der Lageplan vom 25.04.2016 
maßgebend, der der Begründung beigelegt ist. Das Plangebiet hat insgesamt eine 
Größe von 6,37 ha. 

3 PLANUNGSVERFAHREN 

Die 2. Änderung des Bebauungsplans „Am Bahnhof“ wird gem. § 13 a BauGB als 
Bebauungsplan der Innenentwicklung im beschleunigten Verfahren aufgestellt. 
Nach § 13 a BauGB Absatz 1 Satz 1 kann dieses Verfahren für die Wiedernutz-
barmachung von Flächen, die Nachverdichtung oder andere Maßnahmen der In-
nenentwicklung angewendet werden. Gemäß § 13 a Abs. 4 BauGB findet das be-
schleunigte Verfahren auch für die Änderung und Ergänzung von Bebauungsplä-
nen Anwendung. 

Im vorliegenden Fall handelt es sich um eine textliche Änderung eines bestehen-
den Bebauungsplans, das Plangebiet wurde bereits fast vollständig aufgesiedelt 
und realisiert. Die Bebauungsplanänderung ist dementsprechend eine Maßnahme 
der Innenentwicklung zur Änderung eines bestehenden Bebauungsplans, so dass 
grundsätzlich das beschleunigte Verfahren nach § 13 a BauGB angewendet wer-
den kann. Durch die Planung wird die geordnete städtebauliche Entwicklung ge-
währleistet. 

Gemäß § 13 a Absatz 1 Satz 2 BauGB darf ein Bebauungsplan im beschleunigten 
Verfahren nur aufgestellt werden, wenn in ihm eine zulässige Grundfläche im Sin-
ne des § 19 Abs. 2 BauNVO oder eine Größe der Grundfläche festgesetzt wird 
von insgesamt weniger als 20.000 m

2
, wobei die Grundflächen mehrerer Bebau-

ungspläne, die in einem engen sachlichen, räumlichen und zeitlichen Zusammen-
hang aufgestellt werden, mitzurechnen sind. Weiter heißt es jedoch, dass bei Be-
bauungsplänen in denen weder eine zulässige Grundfläche noch eine Größe der 
Grundfläche festgesetzt wird, ist die Fläche maßgeblich, die bei Durchführung des 
Bebauungsplans voraussichtlich versiegelt wird. Im vorliegenden Fall werden kei-
ne Aussagen zur Grundfläche oder derer Größe getroffen, so dass von der durch 
die Planung ermöglichten Neuversiegelung auszugehen ist. Eine Veränderung der 
zulässigen Versiegelung wird durch die 2. Bebauungsplanänderung nicht zugelas-
sen, so dass das beschleunigte Verfahren gemäß § 13a BauGB angewendet wer-
den kann, da die Größenbeschränkung für die maximal zulässige Grundfläche im 
Sinne des § 19 (2) BauNVO oder die Größe der Grundfläche von insgesamt weni-
ger als 20.000 m² nicht greift. 

Darüber hinaus wurde geprüft, ob bei der Planung die sog. Kumulationsregel 
greift. Der Gesetzgeber hat an die Kumulationsregel enge Maßstäbe geknüpft. 
Verhindert werden soll vor allem, dass ein Bebauungsplanverfahren missbräuch-
lich in mehrere kleinere Verfahren aufgeteilt wird, um den Schwellenwert von 
20.000 m² zu umgehen. 
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Der vorliegende Bebauungsplan liegt im Süden des Ortsteils Hugstetten der Ge-
meinde March, innerhalb eines vollständig realisierten Misch- und Gewerbege-
biets. Parallel zu diesem Verfahren befinden sich in der Gemeinde March noch 
drei weitere Bebauungsplanverfahren im beschleunigten Verfahren: 

 2. Bebauungsplanänderung „Kapellenweg“:  
Der Bebauungsplan wird geändert, um ein konkretes Bauvorhaben innerhalb 
des Wohngebiets realisieren zu können. Der Änderungsbereich umfasst et-
wa 1062 m². 

 2. Bebauungsplanänderung „Bitz- Pflugsweide II“: 
Der Bebauungsplan wird in einem Gebiet von ca. 4.155 m² geändert, um im 
Sinne eines sparsamen Umgangs mit Grund und Boden die vorhandene 
Wohnbaufläche optimal zu nutzen und eine moderne Bebauung zu ermögli-
chen, die den heutigen Anforderungen an modernes, energiesparendes 
Bauen entspricht. 

 „Neufassung Stegen-Furtfeld“: 
Für ein bestehendes Wohngebiet werden die Festsetzungen entsprechend 
den aktuellen Anforderungen an modernes Wohnen angepasst. 

Die vier Bebauungspläne stehen zwar in einem zeitlichen Zusammenhang, räum-
lich und sachlich bestehen jedoch keine Zusammenhänge, so dass die Kumulati-
onsregel nicht zur Anwendung kommt. 

Weitere Zulässigkeitsvoraussetzungen für die Anwendung des beschleunigten 
Verfahrens sind ebenfalls erfüllt, da es darüber hinaus keine Anhaltspunkte für 
Beeinträchtigungen von Gebieten von gemeinschaftlicher Bedeutung nach der 
FFH-Richtlinie und der Vogelschutzrichtlinie (Natura 2000) gibt. Es grenzen an 
das Plangebiet zwar entsprechende Schutzgebiete an (siehe Kapitel 6.2), da im 
Zuge des Verfahrens jedoch nur die Zulässigkeit von Nutzungen eingeschränkt 
werden, gibt es keine Anhaltspunkte, dass die Schutzziele der angrenzenden 
Schutzgebiete beeinträchtigt werden könnten. 

Die Bebauungsplanänderung kann daher als Bebauungsplan der Innenentwick-
lung im beschleunigten Verfahren gem. § 13 a BauGB durchgeführt werden. 

Im beschleunigten Verfahren gelten die Vorschriften des vereinfachten Verfahrens 
nach § 13 Abs. 2 und 3 Satz 1 BauGB. Danach kann auf eine frühzeitige Beteili-
gung verzichtet werden, was in diesem Fall in Anspruch genommen wird. Darüber 
hinaus wird auf eine Umweltprüfung, die Erarbeitung eines Umweltberichts und 
auf eine Zusammenfassende Erklärung verzichtet. Darüber hinaus findet die Ein-
griffsregelung (§ 1a BauGB i.V.m. § 21 BNatSchG) keine Anwendung. 

 

Verfahrensablauf: 

 
18.01.2016 Aufstellungsbeschluss für die 2. Änderung des Bebauungs-

plans „Am Bahnhof“ und den Erlass örtlicher Bauvorschriften 
für den Änderungsbereich im beschleunigten Verfahren ge-
mäß § 13 a BauGB. 

25.04.2016 Beschluss zur Durchführung der Offenlage. 
 

09.05. bis 
10.06.2016 

Beteiligung der Öffentlichkeit gem. § 3 (2) BauGB 
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Anschreiben vom 
28.04. mit Frist bis 
10.06.2016 

Beteiligung der der Behörden und sonstiger Träger öffentli-
cher Belange gem. § 4 (2) BauGB 
 
 

04.07.2016  Der Gemeinderat behandelt die in der Offenlage eingegan-
gen Stellungnahmen und beschließt die 2. Änderung des 
Bebauungsplans „Am Bahnhof“ und den Erlass der örtlichen 
Bauvorschriften für den Änderungsbereich gem. § 10 (1) 
BauGB als Satzung. 
 

4 FLÄCHENNUTZUNGSPLAN 

 

Ausschnitt aus dem wirksamen Flächennutzungsplan des Gemeindeverwaltungsverbandes 
March-Umkirch mit Darstellung des Änderungsbereichs (rote Markierung), unmaßstäblich 

Im wirksamen Flächennutzungsplan des gemeinsamen Verwaltungsverbandes 
March-Umkirch in der Fassung der 4. punktuellen Änderung vom 17.03.2015 
(Feststellungsbeschluss) ist der Bereich der nun vorliegenden 2. Bebauungs-
planänderung in einem Teilbereich als Mischbaufläche, in einem anderen Teilbe-
reich als Gewerbefläche dargestellt. Darüber hinaus ist ganz im Osten ein schma-
ler Streifen als landwirtschaftliche Fläche dargestellt. Im rechtskräftigen Bebau-
ungsplan in der Fassung der 1. Änderung ist das Plangebiet als Misch- und Ge-
werbegebiet dargestellt mit öffentlichen Grünflächen am östlichen Rand des Gel-
tungsbereichs. 

Auch wenn das Verhältnis von Misch- und Gewerbegebieten geringfügig vonei-
nander abweicht, so ist der Bebauungsplan trotzdem aus dem Flächennutzungs-
plan entwickelt und auch die nun vorliegende 2. Bebauungsplanänderung kann 
dementsprechend als aus dem Flächennutzungsplan entwickelt beschrieben wer-
den. 
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5 STANDORTAMPEL EINZELHANDEL 

Die Gemeinde March hat in Zusammenarbeit mit der Industrie- und Handelskammer 
Südlicher Oberrhein eine sogenannte Standortampel für den Einzelhandel innerhalb 
der Gemeinde erarbeitet. Mit Hilfe eines Gremiums, bestehend aus Mitgliedern der 
Verwaltung, Bürgern und Gewerbetreibenden der Gemeinde, wurde unter fachkundi-
ger Leitung der IHK der gesamte Einzelhandel der Gemeinde aufgenommen, Befra-
gungen durchgeführt sowie im Zuge verschiedener Workshops die gesamtgemeindli-
che Lage sowie die Zukunftsaussichten bewertet. Darauf aufbauend konnten Risiken 
und Chancen erarbeitet und Handlungsempfehlungen bzw. Ziele für die Entwicklung 
innerhalb der Gemeinde formuliert werden. 

Prinzipiell kann innerhalb der Gemeinde von einer Zweiteilung ausgegangen werden: 

 Im Bereich der Nahversorgung wird demnach eine „erweiterte Nahversorgung“ 
erreicht, d.h. durch den Vollsortimenter EDEKA, den Soft-Discountern Treff 
3000, Penny sowie das Getränkefachgeschäft Mittag kann eine Nahversorgung 
im Bereich der Lebensmittel gewährleistet werden. Im Drogeriesortiment hin-
gegen gibt es spürbare Lücken, die nur teilweise durch Randsortimente der Le-
bensmittelanbieter wie auch Apotheken geschlossen werden. Dementspre-
chend wird keine Vollumfänglichkeit der Nahversorgung erreicht. 

 Bezüglich der mittel- bis langfristigen Sortimente des Einzelhandels sind inner-
halb der Gemeinde March klare Versorgungslücken erkennbar, vor allem auf-
grund der Gemeindestruktur mit 4 Ortsteilen ohne eine erkennbare Mitte, zent-
ralen Kernlagen und teilweise sogar fehlenden Wegebeziehungen. Hinzu 
kommt der starke Kaufkraftabfluss nach Freiburg. 

Für die zukünftige Entwicklung der Gemeinde March wurden verschiedene Risiken 
und Chancen erkannt, aus denen dann Ziele für die einzelhandelsrelevante Dorfent-
wicklung erarbeitet wurden, die dem Gemeinderat zur Abstimmung vorgelegt wurden. 
Im Einzelnen wurde vor allem die Entwicklung eines zentralen Versorgungsbereiches 
zwischen den Ortsteilen Buchheim und Hugstetten gefordert, in dem zukünftig der 
Einzelhandel angesiedelt werden soll. Eine entsprechende Außendarstellung durch 
die Gestaltung der öffentlichen Bereiche mit Gehwegen, Straßen, Dorfmöblierung, 
Begrünung, Straßenquerung und Beleuchtung sollte dabei ebenso berücksichtigt 
werden, wie die Erstellung einer Marcher Sortimentsliste mit der Definition der Sorti-
mente, die nur noch innerhalb des Kernbereichs zulässig sein sollten. Dabei soll der 
Erhalt der bestehenden Angebote jedoch immer im Vordergrund stehen. 

Für den Bereich der Nahversorgung in Hugstetten bedeutet dies, dass ein Vollsorti-
menter in zentraler Scharnierlage im Bereich der zentralen Mitte anzusiedeln wäre, 
um sowohl die Ortsteile Hugstetten als auch Buchheim zu versorgen. Dies konnte 
zwischenzeitlich durch die Ansiedlung eines entsprechenden Marktes realisiert wer-
den. Auch bezüglich der Nahversorgungsrelevanten Sortimente bzw. Teilsortimente 
Getränkte und Drogeriewaren bestehen gewisse Sortimentslücken, die hier (in dieser 
Scharnierlage) richtig positioniert wären als Kleinflächenformate oder im Rahmen der 
Erweiterung des Angebotes innerhalb des bestehenden Vollsortimenters zur De-
ckung der Nahversorgung (keine „kleinflächigen“ Märkte mit übergemeindlicher Wirk-
samkeit). Darüber hinaus sollte der Bestand unbedingt erhalten bleiben, da hochwer-
tige lokale Anbieter bereits vorhanden sind (Bäcker, Fleischer, Apotheke), die heute 
die Basis für die Nahversorgung darstellen. 

Für die sonstigen Sortimente des Einzelhandels (Bekleidung, Schuhe, Wäsche, Uh-
ren, Schmuck, Bücher, Lederwaren, Elektro, Sport, Spielwaren, Optik, Tierbedarf, 
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Hobby, Möbel, Haushalt und Hausrat, Heimtextilien, Bauen, Garten, Floristik) gilt, 
dass der Bestand erhalten werden soll und dass Neuansiedlungen wenn möglich im 
Bereich der zentralen Mitte oder in den Kernorthauptlagen von Buchheim oder Hug-
stetten angesiedelt werden sollen. Darüber hinaus soll Einzelhandel innerhalb der 
gesamten Gemeinde auch weiterhin in Verbindung mit Handwerkern möglich sein. 

6 INHALT DER ÄNDERUNG 

6.1 Ergänzung der textlichen Festsetzungen 

Um die Empfehlungen aus der Standortampel Einzelhandel umzusetzen, sollen 
die rechtskräftigen planungsrechtlichen Festsetzungen im Bebauungsplan „Am 
Bahnhof“ entsprechend ergänzt werden, so dass zwar Handwerker weiterhin ihre 
Produkte direkt verkaufen können, ein Einzelhandel darüber hinaus soll jedoch 
zugunsten der Entwicklung einer zentralen Mitte in der Gemeinde March vermie-
den werden. 

Die 2. Änderung des Bebauungsplans „Am Bahnhof“ betrifft demnach lediglich die 
textlichen Festsetzungen. Die Ziffern 1.1.2 (Eingeschränktes Gewerbegebiet) und 
1.1.3 (Gewerbegebiet) werden jeweils um einen Punkt ergänzt, in dem die Zuläs-
sigkeit von Einzelhandel auf das sogenannte Handwerkerprivileg reduziert wird. 
Demnach sind nur noch Verkaufsflächen für den Verkauf von Waren an Endver-
braucher zugelassen, wenn sie auf dem Grundstück mit einem Produktions- oder 
Handwerksbetrieb verbunden sind, um ausschließlich dort hergestellte oder weiter 
zu verarbeitende oder weiter verarbeitete Produkte zu veräußern und die Ver-
kaufsfläche der sonstigen Betriebsfläche deutlich untergeordnet ist. Darüber hin-
aus wird definiert, in welchen Fällen von einer untergeordneten Verkaufsfläche 
ausgegangen werden kann. 

Auf eine entsprechende Festsetzung im Mischgebiet wird verzichtet, da die hier 
vorliegende Fläche aufgrund ihrer Größe und aktuellen Nutzung nicht für die An-
siedlung eines entsprechenden Einzelhandelsangebotes ausgelegt ist. Darüber 
hinaus soll die bestehende Nutzung durch eine Bäckerei, Konditorei in Verbindung 
mit einem Café auch langfristig erhalten werden, da dem Erhalt der bestehenden 
Angebote entsprechend den Empfehlungen der Standortampel Einzelhandel Vor-
rang eingeräumt werden sollte. 

6.2 Ergänzung der Hinweise 

Altlasten 

Im Rahmen der Offenlage wurde vom Landratsamt Breisgau-Hochschwarzwald 
darauf hingewiesen, dass im Geltungsbereich des Bebauungsplans zusätzlich 
noch 2 weitere Altlastenverdachtsflächen vorliegen. Diese sind jedoch in die Kate-
gorie „B“ eingestuft (Belassen zur Widervorlage), so dass im Bebauungsplan der 
bestehende Hinweis ergänzt wurde. 

Störfallbetrieb 

Innerhalb des Plangebiets, im südlichen Gewerbegebiet auf dem Flurstück 
Nr. 1426 liegt seit den 1970er Jahren die Fa. Union OEL GmbH. Aufgrund ihres 
Tanklagers sowie dem Umgang mit verschiedenen Stoffen unterliegt diese Firma 
den Grundpflichten der 12. BImSchV (Störfall-Verordnung). Nach dieser sind ent-
sprechende Nutzungen so anzuordnen, dass schädliche Umwelteinwirkungen und 
von schweren Unfällen hervorgerufene Auswirkungen auf die ausschließlich oder 



Gemeinde March, OT Hugstetten Stand: 04.07.2016 

2. Änderung des Bebauungsplans Fassung: Satzung 

„Am Bahnhof“ gemäß §10 (1) BauGB 

BEGRÜNDUNG Seite 8 von 10 

 

überwiegend dem Wohnen dienenden Gebiete sowie auf sonstige schutzbedürfti-
ge, öffentlich genutzte Gebiete und Gebäude so weit wie möglich vermieden wer-
den. Seitens des Regierungspräsidiums wurde deshalb ein Konsultationsradius 
von 200 m festgelegt. Innerhalb dieses Radius kann vom Regierungspräsidium 
dementsprechend nur Bauvorhaben zugestimmt werden, wenn in einem Gutach-
ten nachgewiesen wird, dass ein angemessener Sicherheitsabstand besteht oder 
dass Vorkehrungen zur Gefahrenabwehr getroffen werden. 

In die Bebauungsvorschriften wurde ein entsprechender Hinweis aufgenommen. 
Die nun vorliegende Bebauungsplanänderung beinhaltet im Wesentlichen den 
Ausschluss von Einzelhandel, so dass diese den Anforderungen bedingt durch 
den Störfallbetrieb eher entgegen kommt, da eine schutzbedürftige Nutzung auch 
auf der Ebene des Bebauungsplans ausgeschlossen wird. 

 

Darstellung des Störfall-Betriebes und dem 200m Radius (Quelle: Stellungnahme vom 
Regierungspräsidium Freiburg) 

7 UMWELTBELANGE 

Da es sich um einen Bebauungsplan der Innenentwicklung gemäß § 13 a BauGB 
handelt, ist die Durchführung einer Umweltprüfung nicht erforderlich. 

Auch die Eingriffsregelung findet keine Anwendung, wenn innerhalb eines Bebau-
ungsplans (oder einer Bebauungsplanänderung) gem. § 13 a BauGB eine zulässi-
ge Grundfläche von weniger als 20.000 m² festgesetzt wird. Dies ist bei der vorlie-
genden Planung der Fall, da keine Aussagen zur Grundfläche bzw. zu derer Grö-
ße im Verfahren gemacht werden. Dann gilt die ermöglichte Neuversiegelung von 
Flächen als Bezugsgröße: In diesem Fall wird jedoch nur die Nutzung konkreti-
siert, so dass keine Neuinanspruchnahme von Flächen ermöglicht wird, so dass 
die definierten 20.000 m² nicht überschritten werden. 

Eine Eingriffs- und Ausgleichsbilanz sowie naturschutzrechtliche Ausgleichsmaß-
nahmen sind daher nicht erforderlich. 



Gemeinde March, OT Hugstetten Stand: 04.07.2016 

2. Änderung des Bebauungsplans Fassung: Satzung 

„Am Bahnhof“ gemäß §10 (1) BauGB 

BEGRÜNDUNG Seite 9 von 10 

 

Dennoch sind die Belange des Umweltschutzes, insbesondere die Auswirkungen 
des Bebauungsplans auf Boden, Wasser, Pflanzen und Tiere, Klima, Luft und das 
Wirkungsgefüge zwischen ihnen bei der Aufstellung des Bebauungsplanes zu be-
rücksichtigen (§ 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB). 

Der Geltungsbereich der vorliegenden 2. Bebauungsplanänderung umfasst ein 
bestehendes Gewerbe- und Mischgebiet entlang der Bahntrasse im Ortsteil Hug-
stetten in der Gemeinde March. Das Plangebiet ist bereits realisiert und fast voll-
ständig bebaut. Im Zuge der 2. Änderung soll die Zulässigkeit der Nutzung der 
Gewerbegebiete für kleinflächigen Einzelhandel beschränkt werden. Darüber hin-
aus werden keine Änderungen vorgenommen. Dementsprechend wird durch die 
Bebauungsplanänderung kein Einfluss auf die bestehenden Schutzgüter ausge-
übt, eine Veränderung der Situation ist nicht zu erwarten. 

Das Plangebiet grenzt an verschiedene Schutzgebiete teilweise unmittelbar an: 

 FFH-Gebiet „Mooswälder bei Freiburg“ (Nr. 7912311) 

 Vogelschutzgebiet „Mooswälder bei Freiburg“ (Nr. 7912441) 

 Naturschutzgebiet „Mühlmatten“ (Nr. 3246) 

 Landschaftsschutzgebiete „Dreisamniederung“  (Nr. 3.15.016) und „Mühlmat-
ten“ (Nr. 3.15.029) 

 Biotop „Bach mit Auwaldstreifen beim Gewerbegebiet Hugstetten“ (Nr. 
179123150106) 

 Wasserschutzgebiet „ WSG-Marchwasserverband March TB 1+2“ 

Insgesamt ist davon auszugehen, dass durch die Umsetzung der Planung keine 
Veränderung der Belange des Natur- und Umweltschutzes zu erwarten sind. 

8 ERSCHLIESSUNG, VER- UND ENTSORGUNG 

Im vorliegenden Verfahren zur 2. Änderung des Bebauungsplans wird eine textli-
che Festsetzung zur zulässigen Nutzung in den Gewerbegebieten ergänzt. Aus-
wirkungen auf die Erschließung sowie die Ver- und Entsorgung des Plangebiets 
sind nicht zu erwarten.  

9 KOSTEN 

Durch die Aufstellung der 2. Änderung des Bebauungsplans entstehen der Ge-
meinde March Planungskosten, darüber hinaus kommt es zu keinen weiteren Kos-
ten. 

10 BODENORDNUNG 

Bodenordnende Maßnahmen sind nicht notwendig. 

11 STÄDTEBAULICHE DATEN 

(entsprechend der Flächenbilanz der Fassung der 1. Änderung des Bebauungs-
plans „Am Bahnhof“) 
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